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EDMUND   STOIBER   UND   LOTHAR  SPäTH: 

Vorfahrt für den 
Aufschwung Ost 

So lautet der Titel eines 
"Entbürokratisierungs- 
konzepts Ost", das am 
*• August der Kanzlerkan- 
didat der Union, Edmund 
Stoiber, zusammen mit 
dem Mitglied des Kompe- 
fenzteams, Lothar Späth, 
ln Gera vorgestellt hat. 

Ziel dieses Konzepts, das 
l,Tl Untertitel „Öffnungs- 
k|auseln für Arbeit und Wirt- 
schaft" ankündigt: den Ent- 

wicklungsunterschied zwi- 
schen Ost und West nicht 
länger größer werden zu las- 
sen, sondern zu schließen. 
Das Konzept sieht unter an- 
derem beschleunigte Inves- 
titionen in die Infrastruktur 
der neuen Länder vor, zum 
Beispiel durch Verlängerung 
des Gesetzes zur Beschleuni- 
gung der Verkehrswegepla- 
nung über 2004 hinaus. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Höchste Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland 
seit der Wiedervereinigung 

Über vier Millionen Ar- 
beitslose mitten im Som- 
mer - das ist eine er- 
schreckende Nachricht: 
• 4,0469 Millionen Arbeits- 
lose im Juli; • das sind 
rund eine Viertelmillion - 
genau 248.200 - mehr als 
noch im Juli 2001; • seit 12 
Monaten in Folge liegt die 
Zahl der Arbeitslosen über 
der des Vorjahreswertes; • 
im Juli waren mit 471300 
Stellen 10 Prozent weniger 
offene Stellen gemeldet als 
im Vojahresmonat; • es gab 
16 Prozent weniger unbe- 

setzte    Ausbildungsstellen 
als im Juli 2001. 

Die Chefsache Ost ist 
zur Bedrohung geworden: 
•  1,410 Millionen Men- 
schen sind in den Neuen 
Ländern ohne Arbeit. 

Zwölf Jahre nach der 
Deutschen Einheit geht am 
Arbeitsmarkt die Schere 
zwischen Ost und West 
wieder auseinander. Die 
Arbeitslosigkeit hat in Ost- 
deutschland (Juni 2002) 
den höchsten Stand seit der 
Vereinigung erreicht. 

Was  haben  die  SPD- 

Wahlkampfstrategen nicht 
alles versucht, um von die- 
sen dramatischen Entwick- 
lungen abzulenken. 

Die Nebelkerzen, die 
Herr Schröder und Herr 
Müntefering in den letzten 
Wochen geworfen haben, 
können den Schaden, den 
diese Regierung unserem 
Land zugefügt hat, aber 
nicht länger vertuschen. 
Der Nebel lichtet sich, und 
was übrig bleibt, ist ein Do- 
kument des Versagens der 
SPD und ihres Spitzenkan- 
didaten Schröder. 

Fortsetzung von Seite I 
Eine weitere wichtige 

Maßnahme des „Entbüro- 
kratisierungskonzepts Ost" 
ist die Beschleunigung des 
Stadtumbaus Ost: Sie soll 
durch Erleichterung der so 
genannten Verwertungs- 
kündigung erreicht werden, 
die bisher nur in West- 
deutschland zulässig ist. 

Edmund Stoiber sprach 
sich außerdem dafür aus, die 
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zeitliche Befristung bei der 
Arbeitnehmerüberlassung 
für Zeitarbeitsunternehmen 
mit Sitz in Ostdeutschland 
aufzuheben. Befristete Ar- 
beitsverträge sollen im 
Osten bis zu einer Dauer von 
vier Jahren abgeschlossen 
werden können: „Wir müs- 
sen im Osten eine Gründer- 
welle für mehr Arbeitsplätze 
auslösen." 

An der Vorstellung der 

Konzepts, in dessen Mittel- 
punkt der Abbau von Regu- 
lierungen und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze steht, 
nahmen die Ministerpräsi- 
denten der Länder Sachsen- 
Anhalt und Sachsen, Wolf- 
gang Böhmer und Georg 
Milbradt, teil sowie die Lan- 
desvorsitzenden von Meck- 
lenburg-Vorpommern und 
Brandenburg, Eckhardt Reh- 
berg und Jörg Schönbohm. 
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ENTBüR0KRATI SI ERUNGSKONZEPT  OST 

VORFAHRT  FüR   DEN  AUFSCHWUNG   OST 

Öffnungsklauseln für Arbeit 
und Wirtschaft 

AUSGANGSLAGE: Die 
Schere zwischen Ost und 
West geht immer weiter 
auseinander: Das wirt- 
schaftliche Wachstum Ost- 
deutschlands bleibt hinter 
der Entwicklung in West- 
deutschland zurück. Erst- 
mals seit der Wiedervereini- 
gung war das Bruttoinlands- 
produkt Ostdeutschlands im 
Jahr 2001 mit -0,1% sogar 
rückläufig. Die Arbeitslosig- 
keit im Osten ist seit 1999ge- 
stiegen und erreichte im Juni 
2002 den höchsten Stand seit 
der Wiedervereinigung. In 
vielen wachstumsrelevanten 
Schlüsselkriterien ist der 
Rückstand zum Westen nach 
wie vor viel zu groß: 
* In Ostdeutschland gibt es 
?u wenig Unternehmen und 
Unternehmer. Im Jahr 2001 
Waren im Osten 8,5% der Er- 
werbstätigen selbstständig, 
"n Westen dagegen 10,1%. 
* Die Dynamik der Exi- 
stenzgründungen ist seit 
'999 rückläufig. Im Jahr 
2000 ist die Zahl der Grün- 
dungen in Ostdeutschland 
um 3,5% gesunken. 
* Bei Patentanmeldungen 
Belegen die ostdeutschen 
Lander noch immer hintere 
Plätze. 

Aufschwung braucht 
neue wirtschaftliche Dy- 
namik! Wertvolle Impulse 
kann neben der Schaffung 
der notwendigen Infrastruk- 
tur auch der beschleunigte 
Abbau von Regulierungen, 
die sich hemmend auf die 
wirtschaftliche Aktivität 
auswirken, geben. Ostdeut- 
sche Unternehmen benöti- 
gen verbesserte Rahmenbe- 
dingungen, um international 
wettbewerbsfähig zu sein 
und eigenverantwortlich, 
flexibel und ergebnisorien- 
tiert zu handeln. Vorhan- 
dene Unternehmen müssen 
gesichert und neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden. 

MASSNAHMEN: Mehr 
Freiheit für eigene Wege 
kann Unternehmensansie- 
delungen und Investitionen 
in Ostdeutschland gezielt 
fördern. Die folgenden 
Maßnahmen zur Beschleu- 
nigung von Investitionen in 
die Infrastruktur und von Er- 
leichterungen für Unterneh- 
mer und Existenzgründer 
sollen gemeinsam mit den 
im Regierungsprogramm 
von CDU/CSU beschriebe- 
nen Maßnahmen und den 
Konzepten der „Offensive 

2002"  neue,  positive  Im- 
pulse für den Osten geben. 

1. Beschleunigung 
von Investitionen in die 

Infrastruktur 

• Verkehrswegeplanungs- 
beschleunigungsgesetz soll 
in den ostdeutschen Ländern 
über 2004 hinaus gelten. 
• Aussetzung von Ver- 
bandsklagerechten gegen 
Planfeststellungsbeschlüs- 
se für Verkehrswege, wenn 
keine konkrete Rechtsver- 
letzung vorliegt. Dadurch 
schnellere Handlungsmög- 
lichkeiten. 
• Planungssicherheit   bei 
Genehmigungsverfahren: 
Planfeststellungsbeschlüs- 
se  sollen   in  ostdeutschen 
Ländern generell nichtnur5, 
sondern 10 Jahre gelten. 
• Beschleunigung von 
Bauinvestitionen: Wieder- 
einführung eines Gesetzes 
zur Beschränkung von 
Rechtsmitteln in der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit für 
die ostdeutschen Länder 
(das sich beim zügigen Aus- 
bau der Verkehrsinfrastruk- 
tur bewährt hat, von der 
Bundesregierung 2001 aber 
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1 ENTBüROKRATISIERUNGSKONZEPT  OST 

abgeschafft wurde). Wider- 
sprüche und Anfechtungs- 
klagen hätten dann keine 
aufschiebende Wirkung. 
• Beschleunigung des 
Stadtumbaus Ost durch Er- 
leichterung der sog. Ver- 
wertungskündigung zum 
Zweck des „Stadtumbaus" 
in Ostdeutschland (bisher 
nur in Westdeutschland 
zulässig). Außerdem keine 
Grunderwerbsteuer bei der 
Fusion von Wohnungsun- 
ternehmen: dadurch sinn- 
volle Konsolidierung der 
Wohnungsbestände in den 
Kommunen. Förderung des 
Erwerbs aus dem sanie- 
rungswürdigen Bestand 
nach dem Eigenheimzula- 
gengesetz genauso wie der 
Erwerb von neu geschaffe- 
nem Wohnraum. 

2. Erleichterungen 
für Unternehmer und 

Existenzgründer 

• Mehr Chancen für Ein- 
stellungen in Deutschland 
(Änderung von Vorschrif- 
ten befristet auf die nächste 
Legislaturperiode): 
• Keine zeitliche Befri- 

stung bei der Arbeitneh- 
merüberlassung für Zeit- 
arbeitsunternehmen mit 
Sitz in Ostdeutschland. 

• Befristete Arbeitsverträge 
sollen in Ostdeutschland 
bis zur Dauer von vier Jah- 

ren abgeschlossen werden 
können. Bereits ab Voll- 
endung des 50. Lebensjah- 
res (nicht erst ab 58) sollen 
Arbeitsverträge   befristet 
werden können. Dadurch 
Verbesserung der Arbeits- 
marktchancen von älteren 
oder weniger gut qualifi- 
zierten Arbeitslosen. 

• Erleichterung von Exi- 
stenzgründungen  (befristet 
auf die nächste Legislatur- 
periode): 
• Aussetzen der betriebs- 

verfassungsrechtlichen 
Pflichten in den ersten 4 
Jahren. 

• Erste Gewinne, die für In- 
vestitionen und Neuein- 
stellungen benötigt wer- 
den, sollen im Unterneh- 
men verbleiben. Deshalb 
Halbierung der Steuer- 
vorauszahlungen. 

• Senkung der Kfz-Steuer 
für gewerbliche Nutz- 
fahrzeuge auf den EU- 
Mindestsatz. 

• Erleichterungen bei Stati- 

stikpflichten, bei Kam- 
merbeiträgen sowie bei 
Öffnungs- und Ermes- 
sensklauseln in der Exi- 
stenzgründerphase (Bau- 
nutzung, Bauplanung. 
Betriebsstättenverord- 
nung). 

• Sonderkündigungstatbe- 
stände für gewerblich ge- 
nutzte Immobilien. 

• Unternehmern eine 
zweite Chance geben: Wer 
scheitert, soll schnell eine 
zweite Chance bekommen. 
Deshalb soll der Antrag auf 
Restschuldbefreiung bereits 
nach 3 Jahren (bisher 6 
Jahre) gegen Besserungs- 
schein für die Gläubiger 
möglich sein. 
• Umsatzsteuer: Auswei- 
tung der Ist-Besteuerung in 
der Umsatzsteuer auf Un- 
ternehmen bis zu 2,5 Mil' 
lionen Euro Umsatz pro 
Jahr, dadurch Verbesse- 
rung der Liquidität von 
kleinen und mittleren Un- 
ternehmen. 

UNTAUGLICH ist nach Meinung des Mainzer Wirt- 
schaftswissenschaftlers Rolf Peffekoven der Vorschlag 
der Hartz-Kommission zur Mobilisierung von privatem 
Kapital, um im Osten neue Jobs zu schaffen: „Der Man- 
gel an Finanzmitteln ist nicht das entscheidende Investi- 
tionshemmnis in den neuen Bundesländern, sondern 
Mängel in der Infrastruktur, schleppende Genehmi- 
gungsverfahren und mangelnde Aufträge für die Be- 
triebe." Insofern könne die Rechnung von Hartz, nach der 
sich in Ostdeutschland rund eine Million neue Arbeits- 
plätze schaffen lassen, nicht aufgehen. 
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LOTHAR   S PATH: 

Schröder sollte jetzt wenigstens die 
CDU-Vorschläge verwirklichen 

Die jetzt bekannt gewor- 
denen Konjunkturzahlen 
machen deutlich, dass die 
Gefahr wächst, dass sich 
nicht nur die konjunktu- 
relle Verbesserung ver- 
schiebt, sondern ernst- 
hafte Probleme auf die 
deutsche Wirtschaft zu- 
kommen. 

Diese gefährden beson- 
ders den kleinen Mittelstand 
und die ohnehin schon exi- 
stenzgefährdeten Unterneh- 
men in den neuen Bundes- 
ländern. 

So sind beispielsweise 
die Bauaufträge um 9 Pro- 
zent, die Umsätze im Ein- 
zelhandel um knapp ein Pro- 
zent gesunken und ging die 
Inlandsnachfrage um 1,9 
Prozent zurück. Gleichzei- 
tig stieg die Zahl der Ar- 

beitslosen auf über vier Mil- 
lionen. Aus diesen Gründen 
muss der Bundeskanzler 
jetzt alle Vorbereitungen 
treffen, dass das vom Kanz- 
lerkandidaten Edmund Stoi- 
ber und Lothar Späth vorge- 
schlagene Investitionspro- 
gramm für Gründer und 
kleine Bau-Unternehmen 
von zwei Milliarden Euro 
umgesetzt wird. 

Die Hoffnung, die US- 
Konjunktur werde die Sache 

JOB FLOATER heißt jetzt das neue Wunderwort. Es 
handelt sich dabei wieder um einen so bombastisch klin- 
genden Vorschlag der Hartz-Kommission, der nur „vom 
totalen Versagen des Bundeskanzlers ablenken soll", der 
den Aufbau Ost einmal zur Chefsache erklärt hat. Die- 
trich Austermann, haushaltspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: „Damit degeneriert die 
Hartz-Kommission endgültig zur Hilfstruppe des SPD- 
Wahlkampfs. Schröders Kalkül: Gebrochene Verspre- 
chen macht man am besten dadurch vergessen, dass man 
beim nächsten Mal noch mehr verspricht." 

schon richten, wird durch 
die neuesten Zahlen aus den 
Vereinigten Staaten wider- 
legt. Die Erklärung von 
Bundeswirtschaftsminister 
Müller, Deutschland altere 
dynamisch und könne des- 
halb für die konjunkturelle 
Verbesserung nichts tun, 
hilft niemand. 

Immer nur ein neues 
Kaninchen präsentiert 

Jetzt steht die Bundesre- 
gierung hilflos, schweigend 
und mit ruhiger Hand da und 
hofft, dass die Hartz-Kom- 
mission wenigstens auf- 
zeigt, was Rot-Grün in den 
letzten vier Jahren zur Ver- 
besserung der Arbeitsmarkt- 
situation hätte tun sollen. 
Doch statt klare Konzepte zu 
präsentieren, verwandelt 
sich die Hartz-Kommission 
zu einer Dauerzüchtungs- 
veranstaltung, bei der immer 
wieder ein neues Kaninchen 
präsentiert wird. 

Jetzt soll Schröder wenig- 
stens die CDU-Vorschläge 
verwirklichen, damit die dro- 
hende Pleitewelle nicht noch 
mehr Existenzen in Deutsch- 
land gefährdet. UD 
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WAHLKAMPF 

MITTELSTAND   FüR   STOIBER 

Peter Rauen: Wir brauchen dringend 
eine Politikwende 

Mit einem Mittelstands- 
kongress haben in Gera 
MIT (Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung 
von CDU/CSU) und MU 
(Mittelstandsunion der 
CSU) am 1. August die 
heiße Wahlkampfphase 
gestartet. Das Zukunfts- 
forum „Neue Perspekti- 
ve für den Mittelstand" 
dient als zentraler Wahl- 
kampfauftakt und Auf- 
takt für die Kampagne 
„Mittelstand für Stoiber". 

Neben dem Bundesvor- 
sitzenden der MIT, Peter 
Rauen, und dem Vorsitzen- 
den MU, Hans Michelbach, 
nahmen nach einer Presse- 
konferenz am Vormittag, auf 
der sie das Papier „Vorfahrt 
für den Aufschwung Ost" 
vorstellten, Kanzlerkandidat 
Edmund Stoiber undderde- 
signierte    Wirtschaftsmini- 

ster    ei- 
nes 
Kanz- 
lers Stoi- 
ber, Lo- 
thar 
Späth, 
an     der 
Veran- 
staltung 
teil. 

Inhaltlicher Schwer- 
punkt des Kongresses: Fra- 
gen der Mittelstandsfinan- 
zierung und der Arbeits- 
markflexibilisierung. Beide 
Themen wurden in Podi- 
umsdiskussionen mit Ex- 
perten aus Wirtschaft und 
Politik behandelt. 

Es geht ums Ganze 

MIT-Bundesvorsitzen- 
der Peter Rauen: „ Rot-Grün 
hat den Mittelstand in den 
Ruin getrieben. Im letzten 
Jahr haben 33 000 mittelstän- 
dischc Unternehmen Kon- 
kurs angemeldet; für dieses 
Jahr erwarten wir den Kon- 
kurs von 40 000. Wohin ich 
auch immer als Bundesvor- 
sitzender der Mittelstands- 
vereinigung komme, ob nach 
Hamburg,   München,   oder 

hier nach Gera, überall muss 
ich mich der grauenhaften 
Erkenntnis stellen, dass zur- 
zeit viele mittelstandische 
Unternehmen Insolvenz an- 
melden müssen. 

Wir brauchen daher drin- 
gend eine Politikwende. 
Eine Steuerreform, die den 
Arbeitnehmer nicht in die 
Nähe des Spitzensteuersat- 
zes bringt, ist ebenso drin- 
gend nötig wie eine Deregu- 
lierung des Arbeitsmarktes. 
die wieder Luft durch ganz 
Deutschland bläst, damit 
hier wieder mehr geleistet 
wird, mehr Wirtschafts- 
wachstum kommt und damit 
auch Reformen finanziert 
werden können." 

„Für den Mittelstand geht 
es daher am 22. September 
ums Ganze. Im Gegensatz zu 
Schröder setzen wir nicht auf 
Show, sondern auf Inhalte, 
so MU-Vorsitzender Mi' 
chelbach. „Die programme 
tische Vorarbeit hierzu, 
steht. Die Mittelstands- 
Union hat beispielsweise au> 
ihrer letzten Landes Ver- 
sammlung die Einrichtung 

eines Bürokralie-TÜV ge' 
fordert, der alle bürokrati- 
schen Hemmnisse auf den 
Prüfstand stellen soll."   ^P 
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WAHLKAMPF ' 

FRAUENPOWER   FüR   STOIBER 

Demonstration für den politischen 
Wechsel am 22. September 

»Frauenstimmen zählen, 
wir werden Stoiber wäh- 
len!" hallte es gewaltig 
durch die Ludwigshafener 
Innenstadt. Frauen aus 
ganz Deutschland waren 
am 3. August dem Aufruf 
der Frauen-Unionen der 
CDU und der CSU gefolgt 
und demonstrierten für 
den politischen Wechsel 
bei der Bundestagswahl 
aro 22. September. 

Die Farbe Magenta be- 
herrschte die Stadt. Unzäh- 
ljge Plakate, Luftballons, 
Halstücher und FU-Base- 
c'aps zeigten „Frauenpower 
für Stoiber". Spruchbänder 
'orderten eine bessere Poli- 
hk für Frauen, mehr Ar- 
beitsplätze und Priorität für 
Familien ein. „Frauen ent- 
scheiden die Wahl, Frauen 
Sollen eine bessere Politik 
für Deutschland, Frauen un- 
terstützen Edmund Stoiber", 
nef dann auch die Vorsit- 
*ende der Frauen-Union der 
CDU, Maria Böhmer, die 
2usammen mit der Vorsit- 
2enden der Frauen-Union 
der CSU, Maria Eichhorn, 
d'ese zentrale Wahlkampf- 
eranstaltung für Frauen ins 

Leben gerufen hatte, den 
eilnehmerinnen zu. 

Gleich- 
berech- 
tigung 
im    Be- 
ruf, eine 
betrieb- 
liche Al- 
tersvor- *{ 
sorge, 
die Frau- 
en nicht 
benachteilige, eine Politik 
gegen Altersarmut von Frau- 
en und die Bekämpfung der 
Armut von Kindern seien po- 
litische Ziele, die es zu ver- 
wirklichen gelte. Auch Ma- 
ria Eichhorn war sich sicher: 
„Frauen wollen den Wech- 
sel!" Die Frauen seien von 
Rot-Grün enttäuscht. So ha- 
be etwa die vermurkste 
Reform der 630-Mark-Jobs 
zu mehr Bürokratie und 
Schwarzarbeit, jedoch nicht 
zu mehr Sozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeits- 
plätzen für Frauen geführt. 

Talkrunden mit Stoiber 

Über 2000 Bürgerinnen 
und Bürger trafen sich im 
Anschluss an die Demo zum 
großen Sommerfest der 
Frauen-Unionen mit Musik 

der Frauen-Jazzband „Venus 
Brass" und mit dem Frauen- 
kabarett „Die Schrägschrau- 
ben". Kanzlerkandidat Ed- 
mund Stoiber hatte die Einla- 
dung der Frauen-Unionen 
angenommen und reiste mit 
Frau Karin und Tochter 
Veronica nach Ludwigsha- 
fen. Zusammen mit Kathe- 
rina Reiche, in Stoibers 
Kompetenzteam zuständig 
für Familie, Frauen und Ju- 
gend, diskutierte er in Talk- 
runden mit Frauen aus ganz 
Deutschland und spannte 
den Bogen von der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarkt- 
politik bis hin zur Frauen- 
und Familienpolitik. Deutsch- 
land müsse endlich wieder 
familienfreundlich werden, 
forderte Stoiber. Es sei ihm 
ein zentrales Anliegen, Kin- 
der und Jugendliche künftig 
stärker zu fördern. UD 
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1 INTERVIEW  MIT  DER   OSTSEEZEITUNG 

Edmund Stoiber schliesst Steuer- 
erhöhungen kategorisch aus 

In einem Interview mit der 
Ostseezeitung in Rostock 
vom 1. August erklärte der 
Kanzlerkandidat von CDU 
und CSU, Edmund Stoi- 
ber, warum er es gut ver- 
stehen kann, dass die Men- 
schen in den neuen Bun- 
desländern von der rot- 
grünen Regierungspolitik 
enttäuscht sind. Anhand 
konkreter Maßnahmen 
machte Stoiber Reinhard 
Zweigler gegenüber deut- 
lich, warum er sicher ist, 
dass die Union über die 
bessere Strategie für den 
„Aufbau Ost" verfügt. 

Der Bundeskanzler hat 
den Außau Ost zur 
Chefsache erklärt ... 

Edmund Stoiber:... und hat 
damit Erwartungen geweckt, 
die er nicht eingelöst hat. Un- 
ter diesem Bundeskanzler 
sind die neuen Länder nicht 
so vorangekommen, wie es 
möglich gewesen wäre. Und 
ich kann die Enttäuschungen 
der Menschen gut verstehen. 
Die Menschen in Rostock 
oder Leipzig sind nicht weni- 
ger engagiert als die in Mün- 
chen oder Stuttgart. Sie ha- 
ben ein hohes Maß an Flexi- 
bilität, an Bereitschaft zur 
Veränderung entwickelt, 
von dem auch der Westen 

lernen kann. Aber die Wirt- 
schaft in den neuen Ländern 
arbeitet unter viel schwieri- 
geren Rahmenbedingungen, 
und deshalb müssen wir sie 
stärker unterstützen. Zum 
Beispiel werden wir eine 
Milliarde Euro für kommu- 
nale Investitionen zur Verfü- 
gung stellen. Ebenso viel 
werden wir in ein Sonderför- 
derprogramm für Existenz- 
gründer und Innovationen 
stecken. Es wird zudem Ex- 
perimentier- und Öffnungs- 
klauseln geben, die Existenz- 
gründern den Start erleich- 
tern werden. 

Trotzdem klagt Bayern 
gegen den Risikostruk- 
turausgleich der Kran- 
kenkassen. Hätte die 
Klage Erfolg, würden 
die Beiträge im Osten 
steigen? 

Edmund    Stoiber:    Das 
gehört zu den wahrheitswid- 
rigen   Unterstellungen  der 
SPD. Wir wollen den Struk- 

turausgleich der Kassen 
nicht abschaffen. Aber wir 
brauchen einen gerechteren 
und einfacheren Ausgleich 
zwischen den Kassen. Als 
Bundeskanzler werde ich 
ein Gesetz vorlegen, das si- 
cher stellt, dass die unter- 
schiedlichen Risikostruktu- 
ren nicht zu höheren Beiträ- 
gen im Osten wie im Westen 
führen. Das bedeutet, dass 
wir auch in Zukunft das ge- 
ringere Beitragsaufkommen 
der Ost-Krankenkassen auf- 
grund höherer Arbeitslosig- 
keit und geringerer Löhne 
ausgleichen. 

Sie versprechen in 
Ihrem Regierungspro- 
gramm zehn Milliarden 
für Niedriglohn-Jobs, 
Kommunen, Aufbau 
Ost. Woher nehmen Sie 
das Geld? 

Edmund Stoiber: Gegen- 
frage: Glauben Sie, es ist 
einfacher, die hohe Arbeits- 
losigkeit zu finanzieren? Al- 
lein der von Schröder ver- 
sprochene und nicht einge- 
haltene Abbau der Arbeits- 
losenzahlen um 500 000 ko- 
stet  elf Milliarden   Euro. 
Oder   woher   nimmt   Herr 
Schröder das Geld für die 
Ganztagsschulen? Wir wer- 
den unser Programm durch 
mehr Wachstum und damit 
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durch höhere Steuereinnah- 
men, durch  Umschichtun- 
gen    im    Bundeshaushalt, 
durch Einsparungen bei der 
Bundesanstalt   für   Arbeit 
und durch Rückflüsse aus 
der EU finanzieren können. 
Es muss in jedem Fall er- 
laubt sein, auch einmal über 
Politische Innovationen zu 
diskutieren,     ohne     dass 
gleich jeder neue Ansatz mit 
dem    Totschlag-Argument 
»Das können wir nicht fi- 
nanzieren" im Keim erstickt 
wird. Nach der Bundestags- 
wahl  brauchen  wir zuerst 
einmal einen Kassensturz. 

Sie haben aber noch kei- 
nen Kassensturz. Kön- 
nen Sie dann Steuerer- 
höhungen nach der 
Wahl ausschließen? 

Edmund    Stoiber:    Das 
schließe  ich  absolut  aus. 
Denn wer die Steuern er- 
höht, der vernichtet weitere 
Arbeitsplätze.      Der     für 
Juli/August   vorhergesagte 
Aufschwung verschiebt sich 
Weiter nach hinten. Wer in 
dieser Situation über Steue- 
rerhöhungen       nachdenkt, 
verdüstert die Stimmung bei 
den   Unternehmen   weiter 
Ur>d   verhindert    dringend 
lotwendige Investitionen. 

Sind Sie deshalb auch 
nicht mutig genug, den 
Wählern klar zu sagen, 
aufweiche Marke Sie 
die Arbeitslosenzahlen 
senken wollen? 

Edmund Stoiber: Es wäre 
nicht seriös, den Menschen 
Versprechen zu machen. 
Wir werden die Rahmenbe- 
dingungen entscheidend 
verbessern. Aber die Ar- 
beitsplätze können nur die 
Unternehmen schaffen. Im 
Rahmen unserer „Offensive 
2002 - Aufschwung für Ar- 
beit" nehmen wir uns vor, 
die Zahl der Selbstständigen 
um mehr als 10 000 zu stei- 
gern, was an die 100 000 
neue Arbeitsplätze bringen 
würde. Außerdem haben wir 
uns als Zielmarke gesetzt, 
den Beitrag zur Arbeitslo- 
senversicherung um mehr 
als ein Prozent zu senken. 

Mitte A ugust will der 
Kanzler mit den Vor- 
schlägen der Hartz- 
Kommission punkten. 
Sind Sie vorbereitet? 

Edmund Stoiber: Die 
Hartz-Kommission ist für 
mich eine Selbstfindungs- 
truppe. Täglich gibt es neue 
Vorschläge, und niemand 
weiß, woran er nun wirklich 
ist. Hört man die Vor- 
schläge, könnte man Herrn 
Hartz für den genialen Er- 
finder der Null-Arbeitslo- 
sigkeit halten. 

Der Bundeskanzler 
wirft Ihnen vor, wenn 
Sie die Staatsquote von 
derzeit 48,5 auf 40 Pro- 
zent drücken wollen, 
verliere die öffentliche 
Hand 170 Milliarden 

Euro an Einnahmen. 
Damit würde der Staat 
handlungsunfähig? 

Edmund Stoiber: Dieser 
Vorwurf ist lächerlich, 
wenn man bedenkt, dass 
Herr Schröder vor drei Jah- 
ren selbst eine solche Ab- 
senkung der Staatsquote ge- 
fordert hat. Aber auch in der 
Sache ist er unberechtigt. Er- 
stens wollen wir dieses Ziel 
nicht von heute auf morgen, 
sondern innerhalb einiger 
Jahre erzielen. Zweitens 
schaffen wir mit unserem 
Programm mehr Wachstum 
und Beschäftigung und da- 
mit mehr Einnahmen. Wir 
wollen den Menschen mehr 
Geld in der Tasche lassen. 
Ein Prozent Senkung der 
Staatsquote bedeutet rund 
21 Milliarden Euro mehr in 
den Portmonees. 

In Umfragen liegt die 
Union weit vorne. Da 
können Sie dem 22. 
September beruhigt ent- 
gegen blicken, oder? 

Edmund   Stoiber:   Nein! 
Wahlen werden erst in den 
letzten  Wochen  entschie- 
den. Bis zum 22. September 
werden wir kämpfen, denn 
wir wollen die Bürgerinnen 
und    Bürger   überzeugen, 
dass wir nicht nur die besse- 
ren Konzepte, sondern auch 
die   kompetentere   Mann- 
schaft haben. Ich habe eine 
Mannschaft, und Schröder, 
der steht alleine. UD 
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WOLFGANG BOSBACH: 

Will die SPD jetzt auch noch die 
Pressefreiheit einschränken? 

Die Bonusmeilen-Affäre 
ist nach Meinung von 
Wolfgang Bosbach im Be- 
griff, sich zur SPD-Affäre 
auszuweiten. 

Der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion forderte 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder zu einer Erklärung 
auf, ob sich der SPD-Frakti- 
onsvorsitzende Ludwig 
Stiegler mit seiner Forde- 
rung nach Einschränkung 
der Pressefreiheit vergalop- 
piert habe oder ob das Me- 
dienrecht tatsächlich geän- 
dert werden solle. 

Die Strafanzeige von 
SPD-Generalsekretär Franz 
Müntefering    gegen    die 

Bild-Zeitung nannte Bos- 
bach „völlig überzogen und 
ein reines Ablenkungsma- 
növer". Es sei ein einmali- 
ger Vorgang, dass kritische 
Berichte über Verfehlun- 
gen einiger rot-grüner Ab- 
geordneter zum Anlass ge- 
nommen würden, eine Än- 
derung des Medienrechts 
zu fordern. 

Bosbach: „Als im Zuge 
der CDU-Spendenaffäre aus 
originalen Ermittlungsak- 
ten wortwörtlich zitiert 
wurde, hat die SPD das nicht 
gefordert." Wenn sie die 
Forderung jetzt erhebe, sei 
das der Beweis, dass sie be- 
reit sei, das Presserecht ein- 
zuschränken, um unlieb- 
same Berichterstattung über 
Politiker der Koalition zu 
verhindern. 

Früher habe man die 
Überbringer schlechter 
Nachrichten geköpft. Die 
Forderungen der SPD legten 
nahe, dass sie zu diesem ar- 
chaischen Prinzip zurück- 
kehren wolle, allerdings „mit 
verfeinerten Methoden". 

DAS   KÖNNTE   SPD- 
Generalsekretär Müntefe- 
ring so passen, m Er ver- 
klagt die „Bild"-Zeitung 
und schiebt den Schwarzen 
Peter in der Affäre um die 
fliegenden Abgeordneten 
Journalisten zu. m Die 
Presse lässt sich vielleicht 
ein wenig einschüchtern, m 
Und die Justiz entscheidet 
ohnehin erst, wenn sich 
niemand mehr an den Zir- 
kus erinnern kann. Nur: 

Diese Rechnung geht nicht 
auf. Der Aufstand der Chef- 
redakteure macht deutlich, 
dass hier mehr auf dem 
Spiel steht als der Ruf einer 
Zeitung. 

Sächsische Zeitung 

SO GANZ allmählich 
wird aus dem Glaubwür- 
digkeitsproblem, das ei- 
nige Politiker mit der Ab- 
rechnung ihrer Bonusmei- 
len bekommen haben, doch 

noch eine Staatsaffäre. Der 
SPD-Generalsekretär will 
die Frage, ob der Daten- 
schutz auch für Bundes- 
tagsabgeordnete gelte, nun 
gerichtlich klären lassen. 
Dass gerade er nun nach 
dem Staatsanwalt ruft und 
den Kampagnenjournalis- 
mus mit Rundumschlägen 

eindeckt, verrät viel über 
die Nervosität des Gene- 
ralsekretärs. 

Frankfurter Allgemeine 
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LAURENZ   MEYER: 

Hartz-Vorschläge 
sind reine Panik- 

reaktion 
„Dem Wäh- 
ler wird 
Sand in die 
Augen ge- 
streut." Mit 
diesen Wor- 
ten hat Ge- 

neralsekretär Laurenz 
Meyer die mit dem so ge- 
nannten , Job Floater" vor- 
geschlagene anleihefinan- 
zierte Geldspritze kriti- 
siert, die in den neuen Län- 
dern neue Arbeitsplätze 
schaffen soll. 

Die Hartz-Vorschläge 
seien „Luftballons, mit de- 
nen darüber hinwegge- 
täuscht werden soll, dass 
vier Jahre lang nichts unter- 
nommen wurde". Die Pro- 
bleme in Ostdeutschland 
seien auf fehlende wirt- 
schaftliche Nachfrage, auf 
die falsche Steuerreform 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung und auf einen völlig 
unflexiblen Arbeitsmarkt zu- 
rückzuführen. 

Wir brauchen statt des- 
sen eine Arbeitsmarktpoli- 
l'k, in der Wirtschaftspoli- 
l'k, Finanz- und Sozialpoli- 
tik Teile eines Gesamtkon- 
2epts sind.Wir haben dieses 
Konzept, und wir werden es 
nach der Wahl umsetzen. 

R E GIERUNGSPROGRAMM ' 

ARGUMENTE   ZUM   KÜNDIGUNGSSCHUTZ 

Wir werden die Einstellungs- 
bedingungen für Arbeit- 
suchende erleichtern 

In Stellungnahmen der 
SPD wird zunehmend be- 
hauptet, die Union wolle 
den Kündigungsschutz 
für die Arbeitnehmer 
außer Kraft setzen. Da- 
bei handelt es sich um 
eine glatte Lüge. 

In unserem Regierungs- 
programm finden sich kei- 
nerlei Vorschläge zur Ver- 
änderung des Kündigungs- 
schutzes für bestehende 
Arbeitsverhältnisse. Unser 
Regierungsprogramm be- 
inhaltet vielmehr eine Rei- 
he von Vorschlägen, um 
Einstellungsbedingungen 
für Menschen, die Arbeit 
suchen, zu verbessern. 

Rahmenbedingungen 
für Leih- und 

Zeitarbeit verbessern 

Wir werden die Einstel- 
lungsbedingungen für Ar- 
beitsuchende entbürokra- 
tisieren und erleichtern. 
Dazu gehört, dass wir eine 
flexiblere Personalpolitik 
durch verbesserte Rah- 
menbedingungen für Leih- 
arbeit  und Zeitarbeit er- 

möglichen. Besonders 
schwer haben es ältere Ar- 
beitsuchende - auch bei 
guter Qualifikation -, den 
Wiedereinstieg zu bewälti- 
gen. Deshalb werden wir 
unser Optionsmodell ein- 
führen. 

Wahlweise Zusiche- 
rung einer Abfindung 

Damit eröffnen wir den 
älteren Arbeitslosen die 
Möglichkeit, sich bei Ab- 
schluss eines neuen Ar- 
beitsvertrages wahlweise 
eine Abfindung zusichern 
zu lassen oder sich für die 
bestehenden Kündigungs- 
schutzregelungen zu ent- 
scheiden. 

Insbesondere den Er- 
folg dieses Optionsmo- 
dells für ältere Arbeitslose 
werden wir sorgfältig be- 
obachten, um eine solide 
Entscheidungsgrundlage 
zu haben, ob mit diesem 
Modell auch zusätzliche 
Beschäftigungschancen 
z.B. für die Gruppe der 
Langzeitarbeitslosen ent- 
stehen können. 
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ANNETTTE   WIDMANN - MAUZ: 

Taten statt Zwangsmaßnahmen 
für die Gleichberechtigung 

Zu den Forderungen des 
DGB-Vorsitzenden Mich- 
ael Sommer nach einem Ge- 
setz, das für die Unterneh- 
men Frauenquoten vor- 
schreiben soll, erklärte die 
Vorsitzende der Gruppe 
der Frauen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Die DGB-Forderung 
wird durch die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion abge- 
lehnt. Will der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund etwa mit 
Forderungen nach neuen 
Zwangsmaßnahmen zu La- 
sten der Wirtschaft von den 
unerledigten wirtschafts-, 
arbeitsmarkt- und frauenpo- 
litischen Hausaufgaben der 
rot-grünen Bundesregierung 
ablenken und über die wah- 
ren Probleme in Deutsch- 
land hinweg täuschen? 

Dieser Verdacht liegt 
nahe, denn entgegen allen 
Versprechungen konnte die 
rot-grüne Bundesregierung 
den Anteil der Frauen in 
Top-Positionen nicht stei- 
gern. Im Gegenteil: Die ka- 
tastrophale arbeitsmarktpo- 
litische Lage läßt sinnvolle 
und wichtige gleichstel- 
lungspolitische Ansätze auf 
dem Arbeitsmarkt im Keim 
ersticken.   Die   Stagnation 

der deutschen Wirtschaft 
aufgrund der unausgegore- 
nen Politik der Bundesregie- 
rung geht einher mit der Sta- 
gnation des Anteils von 
Frauen in Führungspositio- 
nen in Deutschland auf 4 %. 

Und auch die Gewerk- 
schaften sind in dieser Le- 
gislaturperiode frauenpoli- 
tisch abgetaucht. Es gab 
keine frauenrelevanten In- 
itiativen beim Bündnis für 
Arbeit und im Bereich der 
Tarifverträge. Keine Kritik 
an den für Frauen beschäfti- 
gungshemmenden Maßnah- 
men der Bundesregierung, 
wie z. B. der Abschaffung 
der steuerlichen Absetzbar- 
keit von Haushaltshilfen, 
war von den Gewerkschaf- 
ten vernehmbar. Ohne Mur- 
ren wurde die Abschaffung 
des Haushaltsfreibetrages 
für Alleinerziehende hinge- 
nommen, und keine Kon- 

zepte zur Verbesserung des 
Wiedereinstiegs in den Be- 
ruf für Frauen wurden vor- 
gelegt. 

Mit der Diskussion um 
ein Gesetz zur Gleichstel- 
lung für die Privatwirtschaft 
wurden von Seiten der Bun- 
desregierung hoffnungs- 
volle Ansätze in Unterneh- 
men wieder zunichte ge- 
macht. Mit einer Politik, die 
den Mittelstand schröpft 
und nicht fördert, hat Schrö- 
der wichtige beschäfti- 
gungspolitische Impulse 
verspielt. Mit seiner ableh- 
nenden Haltung gegenüber 
einer effektiven Frauenpoli- 
tik konnte durch Ministerin 
Bergmann nichts für Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt er- 
reicht werden. 

Selbstverständlich müs- 
sen die Unternehmen ihren 
Teil zum Gelingen der 
Gleichstellung der Frauen in 
der Wirtschaft beitragen- 
Dies wird den Unternehmen 

in Zukunft leichter fallen - 
ohne Zwang und mit einer 
unionsgeführten Bundesre- 
gierung, die sich für eine 
Wirtschafts- und Arbeits- 
marktpolitik einsetzt, die 
Deutschland wieder nach 
vorn bringen wird. W 
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HORST   SEEHOFER   UND 

WOLFGANG   LOHMANN: 

Untauglicher 
Versuch, Wähler- 

stimmen zu fangen 

Zur Ankündigung der 
Bundesregierung, in der 
nächsten Legislaturperio- 
de eine Patienten-Charta 
vorzulegen, erklärten der 
stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/ CSU- 
Bundestagsfraktion und 
deren gesundheitspoliti- 
scher Sprecher: 

Bundesgesundheitsmi- 
nisterin Schmidt schwim- 
men die Felle davon. Nur so 
•st zu erklären, dass sie sich 
jetzt wieder an den Wahlter- 
min erinnert und Placebo- 
Aktivitäten zelebriert. 

Den Patienten fehlt aber 
der Glaube oder genauer ge- 
sagt das Vertrauen in die Po- 
•>tik von Rot-Grün. Rot- 
Grün hat in dieser Legisla- 
turperiode die Interessen 
von Patienten massiv ver- 
nachlässigt. Das wichtigste 
Recht der Patienten, näm- 
nch das Recht auf eine me- 
dizinisch notwendige und 
dem Stand wissenschaftli- 
cher Erkenntnis gemäße Be- 
handlung, hat die rot-grüne 
Bundesregierung den Pati- 
entinnen und Patienten 
durch ihr Festhalten an den 
Budgets vorenthalten. In- 
dischen    haben    wir   in 

Deutschland eine Zwei- 
Klassen-Medizin. Bundes- 
gesundheitsministerin 
Schmidt hat die Versor- 
gungssituation schöngere- 
det und die Probleme der Pa- 
tienten ignoriert. 

Eine Stärkung der Pati- 
entenrechte, des Patienten- 
schutzes und der Qualitäts- 
sicherung warden Bürgerin- 
nen und Bürgern bereits am 
20. Oktober 1998 in der 
Koalitionsvereinbarung in 
Aussicht gestellt worden. 
Nachdem unter grüner 
Ägide im Bundesministe- 
rium für Gesundheit noch an 
diesem Projekt gearbeitet 
wurde, „dümpelte" es bei 
Frau Schmidt vor sich hin. 

KLAUS   LIPPOLD: 

Autobahnengpässe 
durch Versagen 

rot-grüner 
Verkehrspolitik 

Zur Erhebung des Deut- 
schen Industrie- und Han- 
delskammertages zum ka- 
tastrophalen Zustand des 
deutschen Autobahnnet- 
zes erklärte der stellver- 
tretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Die Erhebung zeigt: Fast 
15 Prozent des Autobahn- 
netzes in Deutschland ste- 
hen vor dem Infarkt - trauri- 

ger Beweis für das Versagen 
rot-grüner Verkehrspolitik. 

Vier Jahre lang herrschte 
völlige Unklarheit in der 
Bundesverkehrspolitik: Es 
gibt keine transparente Ver- 
kehrswegeplanung und 
keine Investitionssicher- 
heit. Statt dessen wurde und 
wird mit Kurzfristprogram- 
men Engagement im Ver- 
kehrswegebau lediglich 
vorgetäuscht. Von dem mit 
großem Paukenschlag an- 
gekündigten Anti-Stau-Pro- 
gramm ist im Haushaltsent- 
wurf 2003 nichts übrig ge- 
blieben. 

Es muss jetzt Schluss sein 
mit solch unzuverlässigen 
Finanzrahmendaten. Es 
muss zuverlässige Grundla- 
gen geben für den Bau von 
Straßen- und Schieneninfra- 
struktur. Staus auf Autobah- 
nen sind nicht nur im Alltag 
ärgerlich, sondern ruinieren 
die Volkswirtschaft und ge- 
fährden die Standortqua- 
lität. Angesichts der anste- 
henden EU-Osterweiterung 
ist eine Stagnation im Ver- 
kehrswegebau erst recht un- 
verantwortlich. 

Deutschland braucht in 
der Verkehrspolitik klare 
Perspektiven. Die Union 
wird die Beseitigung der 
Schwachstellen und Eng- 
pässe in unserer Verkehrsin- 
frastruktur nach der Wahl 
am 22. September unver- 
züglich angehen. UO 
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PAUL   BREUER: 

Struck und Penner sind Meister der 
Beschwichtigung und Verbrämung 

Zu Äußerungen von Ver- 
teidigungsminister Peter 
Struck und dem Wehrbe- 
auftragten des Deutschen 
Bundestags, Willfried Pen- 
ner, über die starke Zu- 
nahme von Beschwerden 
durch Bundeswehrsolda- 
ten, erklärte der verteidi- 
gungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Unzufriedenheit und 
Verunsicherung haben bei 
den Soldaten und zivilen 
Mitarbeitern der Bundes- 
wehr stark zugenommen. 
Nach dem sog. „Löchel-Be- 
richt" erreicht die Bundesre- 
gierung ein weiteres alar- 
mierendes Signal über den 
inneren Zustand der Streit- 
kräfte. Struck und Penner 
gefallen sich demgegenüber 
offenbar in der Rolle der 
Meister der Beschwichti- 
gung und Verharmlosung. 

Die Soldaten sind es 
einfach leid 

Die neuerliche Be- 
schwerdewelle hat nicht nur 
mit den Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr zu tun. Be- 
reits seit Anfang der 90er 

Jahre befindet sich die Bun- 
deswehr in Auslandseinsät- 
zen, unter Rot-Grün mit wei- 
ter wachsender Tendenz. 
Die Soldaten sind es einfach 
leid, dass man ihnen nicht 
wirklich zuhört, ihre Pro- 
bleme nicht ernst nimmt und 
nach tragfähigen Lösungen 
sucht. Sie sind zu Recht ent- 
täuscht, weil die rot-grünen 
Versprechungen vor allem 
im Bereich der Attraktivität 
bis heute bei vielen nicht an- 
gekommen sind. Verspre- 
chen vor der Wahl sind von 
Rot-Grün nicht eingehalten 
worden. Bürokratische Ent- 
scheidungen, vor allem bei 
der Senkung von Auslands- 
zuschlägen, führten zu er- 
heblichen Unmut. 

Struck verlor wie sein 
Vorgänger kein Wort über 
die zu ziehenden Konse- 
quenzen aus den vorliegen- 
den Befunden. Kein Wort 

über eine Sofort-Therapie 
und über durchschlagende 
Abhilfemaßnahmen. Wie 
schon nach dem „Löchel- 
Bericht" werden die tief- 
greifenden Probleme der 
Truppe durch den Vertei- 
digungsminister ignoriert 
oder schöngeredet. Negativ- 
schlagzeilen passen vor al- 
lem in Wahlkampfzeiten 
nicht in die rot-grüne Schön- 
wetterpolitik. 

Sinkende Motivation 

Rot-Grün trägt die Ver- 
antwortung für schlechter 
werdende Moral und sin- 
kende Motivation in der Bun- 
deswehr. Auch der neue Ver- 

teidigungsminister fordert 
nicht die dringend benötigten 
zusätzlichen Finanzmittel 
und bietet den Soldaten keine 
ermutigende Perspektive. Es 

soll alles beim Alten bleiben, 
obwohl dringende strateg'' 
sehe Entscheidungen für die 
Bundeswehr schnell gefall1 

werden müssen. Mit seiner 
geplanten „Sommertournee 
wird Struck die Probleme je- 
denfalls nicht lösen-das wis- 
sen auch die Soldaten sehr 

genau. ** 
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GERHARD   FRIEDRICH: 

Von Aufbruchstimmung, wie Rot-Grün 
sie versprochen hat, keine Spur 

Anlässlich der Vorstellung 
der „Bilanz Bildungs- und 
Forschungspolitik 1998- 
2002 und Ausblick auf die 
15. Legislaturperiode" er- 
klärte der bildungs- und 
forschungspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Die Bundesregierung hat 
'hr Haushaltsversprechen 
gebrochen und die Rahmen- 
bedingungen für die For- 
schung verschlechtert. Es ist 
•hr nicht gelungen, in der 
deutschen Wissenschafts- 
szene für Aufbruchstim- 
mung zu sorgen. Im Wahl- 
Programm hatte die SPD 
noch eine „Verdoppelung 
der Investitionen in Bildung 
und Forschung" und nach der 
Bundestagswahl eine jährli- 
che Steigerung der Ausgaben 
'ür Bildung und Forschung 
um 1 Mrd. DM zugesagt, 
berücksichtigt man noch die 
Sparmaßnahmen in anderen 
Ressorts, so hat der Bund in 
dieser Legislaturperiode die 
Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung nur um magere 
'o % erhöht, also mehr oder 
weniger die Geldentwertung 
ausgeglichen. 

Gerade in den letzten Mo- 
tten vor der Bundestags- 

wahl ist das Ansehen rot-grü- 
ner Forschungspolitik rapide 
gesunken. Rot-Grün hat 
Wissenschaft und Wirtschaft 
eine Flut zusätzlicher Vor- 
schriften beschert, die die 
Freiheit von Wissenschaft- 
lern eingeengt und (z.B. 
durch die Steuer-, Sozial- 
und Arbeitsgesetzgebung) 
Innovationen behindert hat. 

Das Konzept der Bundes- 
regierung zur Programm- 
steuerung der Großfor- 
schungseinrichtungen wird 
scheitern, weil Konflikte 
zwischen Programmverant- 
wortlichen und Leitern der 
Einrichtungen vorprogram- 
miert sind und pauschal zu- 
gewiesene Mittel die Mög- 
lichkeit gewähren, weniger 
leistungsfähige Einheiten am 
Leben zu erhalten. 

Das von der Bundesregie- 
rung eingeführte neue 
Dienstrecht für Hochschul- 

professoren lehnen wir ab, 
weil die Grundgehälter so 
niedrig angesetzt sind, dass 
Spitzenwissenschaftler von 
einer Hochschul laufbahn ab- 
geschreckt werden. Die fak- 
tische Abschaffung der Ha- 
bilitation muss wegen der un- 
terschiedlichen Fächerkultu- 
ren rückgängig gemacht wer- 
den. Die Entscheidung über 
die Erhebung von Studienge- 
bühren muss wieder den Län- 
dern, die Auswahl der Stu- 
dierenden den Hochschulen 
überlassen werden. 

Die Bundesregierung ist 
mit dem Versuch, die Studi- 
enförderung grundlegend zu 
reformieren, kläglich ge- 
scheitert. Auf Mehrkosten in 
Milliardenhöhe hatten wir 
schon vor 1998 vergeblich 
hingewiesen. Die Feststel- 
lung des Bundeskanzlers, die 
Familien hätten die bisheri- 
gen Leistungen des Famili- 
enleistungsausgleichs schon 
für die Finanzierung ihrer Ei- 
genheime verplant, lag fach- 
lich voll daneben und war für 
die zuständige Ministerin 
mehr als peinlich. 

IMTB/M 
Die vollständige 

Bilanz: www.cducsu.de 
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HARTMUT   KOSCHYK: 

Für Vertriebene und Aussiedler ist die 
Bundestagswahl eine Richtungswahl 

Anlässlich der zentralen 
Kundgebung des Landes- 
verbandes Bayern der 
Union der Vertriebenen 
(UdV) zur Bundestags- 
wahl am 3. August in 
Nürnberg erklärte der 
vertriebenenpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Für kaum eine Gruppe in 
Deutschland ist die Bundes- 
tagswahl am 22. September 
in dem Maße eine Rich- 
tungswahl wie für die deut- 
schen Heimatvertriebenen 
und Spätaussiedler. Die ver- 
gangenen vier Jahre der rot- 
grünen Bundesregierung in 
Bonn und Berlin haben eines 
sehr deutlich gezeigt: Die 
deutschen Heimatvertriebe- 
nen und Spätaussiedler ließ 
die rot-grüne Bundesregie- 
rung einfach links liegen! 

Bei keiner Parlaments- 
Initiative der CDU/CSU- 
Fraktion war die rot-grüne 
Koalitionsmehrheit in den 
letzten vier Jahren bereit, 
diese mitzutragen. Selbst 
privates und ehrenamtliches 
Engagement fanden keiner- 
lei Würdigung. Selbst einer 
hochrangig besetzten, von 
einem prominenten Sozial- 
demokraten wie Prof. Dr. 

Peter Glotz an entscheiden- 
der Stelle mitgetragenen In- 
itiative wie der Stiftung 
„Zentrum gegen Vertrei- 
bungen", die viel privates 
Geld zusammengetragen 
und eine weithin anerkannte 
Konzeption vorgelegt hat, 
wurde seitens Rot-Grün die 
kalte Schulter gezeigt. 

In den letzten 4 Jahren 
massive Kürzungen 

Neben den deutschen 
Heimatvertriebenen mus- 
sten auch die Spätaussiedler 
feststellen, dass Rot-Grün 
über ihre Interessen einfach 
hinweg geht und entscheidet. 

Das eigentliche Ziel des 
rot-grünen Zuwanderungs- 
gesetzes ist es, den Spätaus- 
siedlern einen Zuzug nach 
Deutschland so schwer wie 
möglich zu machen. Hinzu 

traten in den letzten vier Jah- 
ren massive Kürzungen im 
Bereich der Hilfen für die 
deutschen Spätaussiedler. 
So wurde dieser Ansatz von 
über 1 Milliarde Euro im 
Jahre 1998 auf gerade ein- 
mal 650 Millionen Euro im 
Jahre 2002 gekürzt. 

Leider hat es die rot- 
grüne Bundesregierung bis 
heute schlichtweg abge- 
lehnt, über die Vertrei- 
bungsdekrete mit den Staa- 
ten, in denen sie noch Teil 
der Rechtsordnung sind, ins 
Gespräch zu kommen. So 
schickt sich die Bundesre- 
gierung an, auch den jüng- 
sten Anlass für Gespräche 
mit der tschechischen Seite 
über die Benesch-Dekrete 
ungenutzt verstreichen zu 

lassen. Erst vor wenigen Ta- 
gen, am 19. Juli, erklärte der 
neue tschechische Außen- 
minister Cyril Svoboda ge- 
genüber dpa, mit Verweis 
auf die Benesch-Dekrete, 

seine vorsichtige Bereit- 
schaft, „über diese Dinge zu 
diskutieren". Es kann nicht 
sein, dass solche Signale 
der tschechischen Seite von 
deutscher Seite unbeant- 

wortet bleiben. 
Die   Vertriebenen   und 
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ihre Organisationen haben 
m den letzten vier Jahren 
schmerzlich erfahren, was 
Vertriebenenkulturarbeit - 
verantwortet durch Rot- 
Grün - für sie bedeutet. So 
wurde der Mittelansatz für 
die Bundesförderung nach 
§ 96 BVFG von 23 Millio- 
nen Euro im Jahre 1998 auf 
16,5 Millionen Euro im Jahr 
2002 abgesenkt. Für den 
Bundeshaushalt 2003 ist 
eine weitere Kürzung auf 
dann 15 Millionen Euro im 
Etatentwurf vorgesehen. 

Die sogenannte Neukon- 
zeption der Bundesregie- 
rung zur Kulturförderung 
nach § 96 BVFG aus dem 
Jahre 2000 ist für die Kul- 
turschaffenden der Heimat- 
vertriebenen zumeist zu ei- 
nem „Schreckensbegriff' 
geworden. Ein von Prof. Dr. 
Dr. Michael Silagi vom In- 
stitut für Völkerrecht an der 
Universität Göttingen er- 
stelltes Rechtsgutachten be- 
istandet die Neukonzep- 
tion der rot-grünen Bundes- 
regierung in allen entschei- 
denden Punkten. Es erklärt 
die Höhe der Gesamtförde- 
rung nach § 96 für nicht an- 
gemessen, wobei der Gut- 
achter feststellt, dass eine 
angemessene Höhe der Ge- 
samtförderung der Betrag 
wäre, der „von der Wende 
von 1989/90 bis zum Beginn 
der Neuordnung der Förde- 
rUng den geförderten Insti- 

ll R s u L A   HEINEN: 

Hilfsgelder für Palästinenser 
streng kontrollieren 

Zur Entscheidung der 
EU-Kommission, 9,5 Mil- 
lionen Euroan humanitä- 
rer Hilfe in den palästi- 
nensischen Autonomie- 
gebieten bereit zu stellen, 
erklärte die zuständige 
Berichterstatterin der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Die humanitäre Hilfe 
der Europäischen Union 
für die Menschen in den 
palästinensischen Autono- 
mieregionen ist notwendig, 
um die Gesundheits- und 
Nahrungsmittel Versor- 
gung der palästinensischen 
Bevölkerung sicherzustel- 
len. Projekte, die zur Ver- 
besserung der humanitären 
Situation der palästinensi- 
schen Zivilbevölkerung 
gebraucht werden, benöti- 
gen auch weiterhin auslän- 
dische Unterstützung. 

Gleichzeitig ist jedoch 
auch die Ankündigung der 
EU-Kommission zu be- 
grüßen, den Einsatz eu- 
ropäischer Hilfsgelder 
durch die Palästinenser 
künftig schärfer zu kontrol- 
lieren. Es ist deshalb ein 
richtiger Schritt, Zahlun- 
gen ab sofort nicht mehr 
auflagenfrei, sondern unter 
strikter Verpflichtung zum 
Nachweis ihrer Verwen- 
dung zu leisten. Angesichts 
der anhaltenden terroristi- 
schen Aktivität vonseiten 
der Palästinenser ist es nur 
folgerichtig, dass sich die 
EU den Einsatz ihrer Hilfs- 
gelder von der palästinen- 
sischen Autonomiebehör- 
de detailliert dokumentie- 
ren lässt. Die EU-Kommis- 
sion bleibt aufgefordert, 
Missbrauch konsequent zu 
ahnden. 

tutionen zugeflossen ist." 
Viel entscheidender aber 

noch ist, dass das Gutachten 
das Bestreben der Bundesre- 
gierung, die Organisationen 
und Kultureinrichtungen 
der Vertriebenen aus der 
Förderung nach § 96 auszu- 
schließen, als Verstoß gegen 
das geltende Recht bean- 
standet.  Wörtlich  wird  in 

dem Gutachten ausgeführt: 
„Die Zuständigkeit des Bun- 
desgesetzgebers ist persön- 
lich und sachlich auf die 
Vertriebenen samt ihren Or- 
ganisationen beschränkt. Ih- 
nen hat demnach auch in Zu- 
kunft nicht bloß ein Teil, 
sondern die gesamte Förde- 
rung nach § 96 BVFG zuzu- 
kommen." UD 
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Auf eine 50-jährige Mitgliedschaft blicken im 
Erftkreis acht Jubilare zurück. Vier von ihnen 
hat jetzt Kreisvorsitzender Michael Breuer öf- 
fentlich geehrt: „Sie haben viele Veränderun- 
gen in Deutschland miterlebt und mitgestaltet. 
Wir danken Ihnen dafür, für Ihr Engagement 
und für Ihre Treue zur Partei." Michael 
Breuer überreichte - auch im Namen der Par- 
teivorsitzenden Angela Merkel - den Männern 
die Ehrenurkunden und die goldenen CDU- 
Ehrennadeln. 

Die Brüder Dirk, Carsten, Marc und Olaf Boi- 
ling (von links nach rechts) sind auf dem 15. 
Parteitag in Frankfurt am Main Mitglied der 
CDU geworden. Kreisvorsitzender Ruprecht 
Polenz begrüßte die Brüder Balling person Hell 
als Mitglieder der CDU Münster und freute 
sich über den „vierfachen Neuzugang". „Zu- 
sammen mit einem weiteren Neumitglied hat 
die CDU Münster 50 Neuzugänge in diesem 
Jahr zu verzeichnen", so Polenz zu dieser er- 
freulichen Mitgliederentwicklung. 

Plädoyer für Rot-Grün nicht ernst nehmen 
Zum Aufruf der IG Me- 
tall, am 22. September 
Rot-Grün zu wählen, er- 
klärtederVorsitzendeder 
Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Gerald Weiß: 

Während die DGB-Ge- 
werkschaften sich bislang 
wenigstens noch bemüh- 

ten, dem Anspruch, Ein- 
heitsgewerkschaft zu sein, 
gerecht zu werden, ruft 
IG-Metall-Chefdenker 
Klaus Lang offen zur 
Wahl von Rot-Grün auf. Je 
näher der Wahltag rückt, 
umso mehr werden eigene 
Überzeugungen zugun- 
sten  blinder parteipoliti- 

scher  Gefolgschaft   über 
Bord geworfen. 

Man kann das gelassen 
zur Kenntnis nehmen. Um- 
fragen zeigen, dass die 
Union - nach derzeitigem 
Stand - auch bei den Ar- 
beitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern stärkste poli- 
tische Kraft würde. 
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Erstmals bei einer Bundestagswahl 
elektronische Briefwahlanträge 

Für die Bundestagswahl 
am 22. September können 
Briefwahlanträge erst- 
mals auch per E-Mail oder 
über das Internet gestellt 
werden. 

Möglich macht dies eine 
Änderung des § 27 (Wahl- 
scheinanträge) der Bundes- 
wahlordnung vom Februar. 
Seither gilt die Schriftform 
auch dann gewahrt, wenn für 
den Antrag eine „E-Mail 
oder sonstige dokumentier- 
Dare Übermittlung in elek- 
tronischer Form" verwendet 
wird. 

Allerdings wird die neue 
Antragsregelung je nach 
Bundesland unterschiedlich 
angewendet. Im Stadtstaat 
Hamburg beispielsweise 
können Bürger ihre Brief- 
Wahlunterlagen vom 1. Au- 

WENN DIE PDS in Folge des Gysi- 
Rücktritts unter der Fünf-Prozent- 
Hürde bleiben sollte, wäre das die si- 
chere Mehrheit füreine schwarz-gelbe 
Koalition. In diesem Fall müssten 
nämlich nach Berechnung von Infra- 
test-dimap Union und FDP für die ab- 
solute Mehrheit im Deutschen Bun- 
destag nur rund 46 Prozent der Stim- 
men auf sich vereinigen und damit 2,5 
Prozentpunkte weniger als bei einem 
Wiedereinzug der PDS ins Parlament. 

gust bis zum 18. September 
direkt unter der Internet- 
Adresse www.briefwahl. 
hamburg.de beantragen. 
Auch ist hier das Verfahren 
gar nicht so neu: Schon zur 
Bürgerschaftswahl im ver- 
gangenen Jahr hatte die 
Stadt die Wahlordnung da- 
hingehend geändert und 
ihren Bürgern diesen Ser- 
vice angeboten. Insgesamt 
sollen damals mehr als 
10.000 Wahlscheinanträge 
auf dem Online-Weg einge- 
gangen sein. 

In der Bundeshauptstadt 
Berlin stellt das Statistische 
Landesamt ab sofort den 
Bürgern unter www.stati- 
stik-berlin.de/wahlen 
ebenfalls einen elektroni- 
schen Briefwahlantrag im 
HTML-Format bereit. Die 

eingegebenen 
Daten werden bei 
Nutzung des Si- 
cherheits-Ser- 
vers verschlüs- 
selt an die Ge- 
schäftsstelle des 
Landeswahllei- 
ters geschickt 
und von dort an 
das zuständige 
Bezirkswahlamt 
weitergeleitet. 
Es ist aber auch 
möglich,      eine 

PDF-Datei des Briefwahl- 
antrages zu bekommen und 
diesen dann wie bisher mit 
der Post zurückzusenden. 

In Flächenstaaten wie 
Niedersachsen ist es hinge- 
gen Sache der Gemeinden, 
ob diese ihren Bürgern die 
Möglichkeit geben, Wahl- 
scheine auch online zu bean- 
tragen. „Eigene E-Mail- 
Adressen für Wahlschein- 
anträge haben mittlerweile 
alle Städte und Gemein- 
den*', erläuterte Hannovers 
Wahlleiter Hubert Harfst im 
Gespräch mit heise online. 
„Dazu sind sie sogar ver- 
pflichtet." Aber nicht jede 
Gemeinde im Land sei auch 
im Internet präsent, daher 
könne es im Einzelfall schon 
vorkommen, dass Bürger 
auf den Online-Service ver- 
zichten müssen. 

Kopfschmerzen bereitet 
Harfst aber eine ganz andere 
Sache: Bisher wurden die 
Briefwahlunterlagen nur 
nach persönlicher Vorspra- 
che im Gemeindeamt oder 
aber gegen eine persönliche 
Unterschrift ausgegeben. 
„Jetzt hat man die rechtsgül- 
tige Unterschrift gegen eine 
digitale Signatur einge- 
tauscht, die keine Gültigkeit 
hat. Das ist ein schlechtes Ge- 
schäft", meint Harfst.      UD 
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Unsauber 

Von wegen ruhige Sommer- 
pause vor der heißen Wahl- 
kampfphase: Innerhalb von 
zwei Wochen haben in Berlin 
drei prominente Politiker 
das vorzeitige Ende ihrer po- 
litischen Karriere erlebt. Für 
die ruhigen bundesrepubli- 
kanischen Verhältnisse ist 
dies einzigartig - vor allem 
weil alle drei über dasselbe 
Problem stolperten. Sie 
konnten Amt und Privatleben 
nicht sauber auseinander 
halten. Dass es mit Rudolf 
Scharping (SPD), Cem Öz- 
demir (Grüne) und Gregor 
Gysi (PDS) drei Politiker 
eher „linker" Parteien traf, 
ist dabei kein Zufall. 

Handelsblatt 

Moral? 

Dass der bekennende Mar- 
xist Gregor Gysi über die 
private Aneignung eines ge- 
sellschaftlichen Mehrwerts 
stürzt, hat eine poetische 
Gerechtigkeit.   Man   mag 

darüber spekulieren, ob 
Gysi mit dem Schritt, der ihn 
noch im Abgang als Ehren- 
mann erscheinen lässt, je- 
nem Tritt zuvorkommen 
wollte, den ihm als Ergebnis 
der Überprüfung durch die 
Birthler-Behörde das Berli- 
ner Abgeordnetenhaus oh- 
nehin hätte verpassen müs- 
sen. Gysi erklärt jetzt, seine 
Meilen-Affäre sei eigent- 
lich „kein Rücktrittsgrund, 
wenn man Moral in der Po- 
litik nicht Jenseits der gesell- 
schaftlichen Realitäten gel- 
ten lassen will". Der als Ent- 
lastung gedachte Satz dient 
zur Entlarvung. Für ihn war 
ja die Anpassung an die je- 
weiligen gesellschaftlichen 
Realitäten immer wichtiger 
als die Moral.       Die Welt 

Scheinheilig 

Man reibt sich die Augen: 
Ausgerechnet die Grünen 
gehören zu den Bonusmei- 
len-Königen. Wie viele Bo- 
nusmeilen auch immer 
Umweltminister Trittin 
und Staatsminister Volmer 
dienstlich, also auf Steuer- 
zahlerkosten , oder privat er- 
flogen haben - entlarvend ist 

die doppelte grüne Moral- 
Wir erinnern uns: Die Grü- 
nen wollten einmal die In- 
landsflüge verbieten. An- 
spruch und Wirklichkeit: 
Die Grünen predigen 
scheinheilig Wasser und 
saufen selbst We in-am lieb- 
sten aus der Bordbar der 
Lufthansa.       Bild Zeitung 

Das Volk für dumm 
verkauft 

Das Ärgerlichste an den 
Buß-Auftriften politische'' 
Sünder sind die Ausreden, 
mit denen Cem Özdemir und 
Gregor Gysi vor das Volk ge- 
treten sind. Da hatte sich ein 
Bundestagsabgeordneter 
angeblich erst vom Finanz- 
amt darauf aufmerksam ma- 
chen lassen, dass seine Be- 
züge nicht „brutto für netto 
überwiesen werden, sondern 
der Steuerpflicht unterlie- 
gen. Da hat ein anderer Ab- 
geordneter anscheinend 
seine Dienstreiseanträge 

nicht lesen können. Zusätz- 
lich bekommen wir aus de' 
PDS versichert, dass GyS' 
sich „nichtpersönlich berei- 
chert" habe, weil er nicM 
selbst  auf Steuerzahlerko- 
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«£7? j'n den Kuba-Urlaub ge- 
flogen sei, sondern nur seine 
Anverwandten. Solche Er- 
klärungen schreien nach 
Einführung eines neuen 
Straftatbestands: Wer das 
Volk für dümmer hält, als die 
Polizei erlaubt, wird mit 
Stimmenentzug nicht unter 
vier Jahren bestraft. Dafür 
braucht der Souverän glück- 
licherweise keinen Para- 
graphen. FAZ 

HARTZ 

Geplatzer Testballon 

Wenn es ein Testballon der 
Regierung war, dann ist er 
schnell geplatzt: Volkswa- 
gen-Personalvorstand Peter 
Hartz hat umgehend demen- 
liert, dass er neuer Supermi- 
nisterfür Wirtschaft und Ar- 
beit und damit Gegenspieler 
des Ex-Jenoptik-Chefs Lo- 
thar Späth werden wolle. Re- 
gierung und SPD-Fraktion 
zogen sofort nach. Alles an- 
dere wäre einer Rücktritts- 
aiifforderung nun auch an 
die glücklosen Minister Wer- 
ner Müller und Walter Rie- 
5ter gleichgekommen. Der 

Vorgang zeigt, wie dünn die 
Personaldecke von Bundes- 
kanzler Schröder ist und wie 
verzweifelt er versucht, sich 
aus dem Umfragetief zu be- 
freien. Spektakuläre Reform- 
konzepte hat er keine. 

Financial Times 

Der Zylinder ist leer 

Hartz hat dem Kanzler un- 
längst ein Kaninchen gelie- 
fert —aber er wird nicht auch 
selbst aus dem Zylinder 
schlüpfen, um Schröder aus 
seiner Bedrängnis zu retten. 
Der VW-Manager ließ mit 
seinem Konzept zur Reform 
des Arbeitsmarkts die Regie- 
rung vorübergehend die 
Meinungsführerschaft 
zurückgewinnen. Doch diese 
Freude war in turbulenten 
Wahlkampfzeiten mit Mini- 
sterrücktritten und konstant 
alarmierenden Arbeitslo- 
senzahlen kurz. Darum 
könnte ein Ministerkandidat 
Hartz die Malaise der rot- 
grünen Regierung auch nicht 
mehr stoppen. Sein Papier ist 
längst im Streit zwischen den 
Lagern seiner Kommission 
geschreddert worden. 

Die Welt 

WAHLKAMPF 

Dem DGB kann 
glauben, wer will 

Diesmal sollen es nur zwei 
Millionen Euro sein, die der 
Deutsche Gewerkschafts- 
bund im Wahlkampf aus- 
gibt, Das ist die Hälfte des 
Etats, den der DGB 1998 für 
die Unterstützung der Sozi- 
aldemokraten und Gerhard 
Schröders Wahl zum Bun- 
deskanzler zur Verfügung 
gestellt hatte. Die beglei- 
tende Ankündigung von 
DGB-Chef Sommer, der 
DGB wolle „auch 2002 kei- 
nen Wahlkampf für eine 
Partei oder einen Kandida- 
ten ", mag glauben, wer will. 
Die Gewerkschaftsmitglie- 
der wissen ohnehin am Be- 
sten, wofür ihre Beiträge 
Verwendung finden. Som- 
mer täte besser daran, statt 
abermaliger rituell vorge- 
tragener Neutralitätsbe- 
kundungen das Wetter- 
leuchten gravierender Um- 
brüche am Horizont zur 
Kenntnis zu nehmen und 
seine Mitstreiter da rauf vor- 
zubereiten. Die Welt 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

CDU-Buntstifte 
mit intensiver Farbkraft, 
Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Bestell-Nummer: 9250 
Preis je 10 Schachteln: 17,40 € 
inkl. MwSt.: 20,18 € 

CDU-Malblock 
DIN A4, 30 Blatt 

Bestell-Nummer: 9878 
Preis je 20 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

Mini-Schultüte, 
Inhalt: 4 Buntstifte, Radiergummi, 
Bleistift und CDU-Vitaminbonbons 

Bestell-Nummer: 9657 
Preis je 10 Stück: 15,30 € 
inkl. MwSt.: 17,75 € 

Vorderseite 

Euro-Malbuch 

Bestell-Nummer: 9744 
Preis je 25 Stück: 11,30 € 
inkl. MwSt.: 13,11 € 

tr #   -    200   'TB W 
200'"' W ...     SOOf^HHUt" 

Rückseite 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Stundenplan 

Bestell-Nummer: 9258 
Preis je 250 Stück: 10,20 € 

inkl. MwSt.: 11,83 € 

2#*rStundt e"PJfn gehört: 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer: 9559 
Preis je 30 Stück: 15,00 € 

inkl. MwSt.: 17,40 € 

Reflektoren, 
bunter Mix aus 
verschiedenen 
Figuren und Symbole 

Bestell-Nummer: 9558 
Preis je 30 Stück: 18,90 € 

inkl. MwSt.: 21,92 € 

UllllJIIlllIllllllllllllllllIlülIllIlL 

Basteibogen 
mit Stundenplan 
Leuchtturm 

Bestell-Nummer: 9745 
Preis je 25 Stück: 10,20 € 

inkl. MwSt.: 11,83 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

„Schule hat begonnen: 
fahren Sie bitte vorsichtig!' 
DIN Al 

Bestell-Nummer: 7679 
Preis je 50 Stück: 13,30 € 
inkl. MwSt.: 15,43 € 

WICHTIGSTEN IST. 
Schule hat begonnen: Fahren Sie bitte vorsichtig! 

Zeit für Taten. CDU i 
BESTELLANSCHRIFT 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1162,33759 VersmoU 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


